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Die Annahme des Maastricht-Ab­
kommens durch die dänischen 

Wähler am 18. Mai 1993 hat keine 
neue Europhorie ausgelöst: Das Re­
ferendum hat keine der Aufgaben ge­
löst, vor denen die Gemeinschaft der­
zeit und in Zukunft steht. Allerdings 
hat es den Weg dafür freigemacht, 
sich diesen Problemen jetzt politisch 
zuzuwenden. Die Ernüchterung nach 
einjähriger Besinnungspause sollte 
dazu beitragen, daß tragfähige Lö­
sungen gefunden werden.

Eine Kernaufgabe ist die Siche­
rung von Wachstum und Beschäfti­
gung in der Gemeinschaft. Seit An­
fang der siebziger Jahre hat sich der 
Sockel der Arbeitslosigkeit in der EG 
von knapp drei auf neun Prozent 
(1988-1990) verdreifacht. In diesem 
Jahr dürfte die Quote IOV2 bis 11 Pro­
zent erreichen, wobei sieben der 
zwölf EG-Länder nahe oder oberhalb 
der 10-Prozent-Marke liegen. Zu­
gleich hat der Binnenmarkt nicht den 
anhaltenden Investitions- und 
Wachstumsschub ausgelöst, der da­
von erhofft wurde: Nur in den Jahren 
1987 bis 1989 kam es zu einer vor­
übergehenden Beschleunigung der 
wirtschaftlichen Expansion,

Dies mag unter anderem mit ei­
nem doppelten Konstruktionsfehler 
des Binnenmarktes Zusammenhän­
gen. Auf der einen Seite erfüllt der 
Rechtsrahmen nicht, was die Voka­
bel verspricht: Von einem „wirk­
lichen“ Binnenmarkt nach dem Mu­
ster etwa der USA ist die EG noch 
weit entfernt. Auf der anderen Seite 
hat die Binnenmarktinitiative bei vie­
len Unternehmen und ihren Beschäf­
tigten die Erwartung geweckt, künftig 
in einem von ausländischem Konkur­
renzdruck abgeschirmten -  wenn 
auch nicht geschlossenen -  Markt 
operieren und dort sichere Renten 
abschöpfen zu können. Notwendige 
technologische und organisatori­
sche Innovationen und Bereinigun­
gen wurden deshalb unterlassen. So 
konnte sich die Rezession zu einer 
Strukturkrise auswachsen.

Inzwischen sind die Unternehmen 
dabei, Versäumtes nachzuholen.
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und es ist zu erwarten, daß sie -  so­
weit sie überleben -  gereinigt und 
gestärkt aus dem Fegefeuer hervor­
gehen. Ob dies für die europäische 
Wirtschaft insgesamt gilt, wird sich 
freilich erst noch zeigen müssen: Mit 
höheren Sozialkosten, wachsenden 
Staatsdefiziten und höheren Steuern 
wird sich die Qualität der Gemein­
schaft im internationalen Standort­
wettbewerb jedenfalls nicht verbes­
sern, werden neue Arbeitsplätze 
nicht dauerhaft geschaffen werden 
können.

Bei der Überwindung der Wachs­
tumsschwäche in der EG ist deshalb 
eine Doppelstrategie aus Subsidiari­
tät und gemeinschaftlicher Rahmen­
setzung angesagt: Jeder Mitglied­
staat muß für sich die strukturellen 
Voraussetzungen für dauerhaftes 
Wachstum, hohe Beschäftigung und 
Strukturwandel schaffen. Ein ein­
heitliches Rezept kann es dabei 
nicht geben, wohl aber können die 
Regierungen aus den Erfolgen und 
Fehlern ihrer Partner lernen. Die Ge­
meinschaft kann und sollte Rahmen­
bedingungen setzen, die die Erfolgs­
aussichten für die nationalen Initiati­
ven verbessern: durch einen ent­
schlossenen Abbau der Hürden im 
Binnenmarkt (Mehrwertsteuerre­
gime); durch eine wirksame Beihil­
fenkontrolle; durch zügige Verhand­
lungen mit den Beitrittsländern und

eine konstruktive Handelspolitik ge­
genüber Mittel- und Osteuropa; 
durch eine aktive Politik zum erfolg­
reichen Abschluß der Uruguay- 
Runde des GATT; und durch einen 
stetigen Kurs in der gemeinschaftli­
chen Wechselkurspolitik (EWS).

Schädlich wäre es, bei Unterneh­
men und Arbeitnehmern die Erwar­
tung zu wecken, die Gemeinschaft 
könne sich durch eine „aktive Han­
delspolitik“ aus dem internationalen 
Produkt- und Standortwettbewerb 
ausklinken. Dies kann allenfalls vor­
übergehend gelingen, wird mit nach­
lassender wirtschaftlicher Dynamik 
bezahlt und führt zu einem verstärk­
ten Anpassungszwang in der Zu­
kunft. Verfehlt wäre es auch, eine eu­
ropäische Wachstumsinitiative vor 
allem auf zusätzliche Staatsausga­
ben zu stützen. Kontraproduktiv 
wäre es schließlich, den Schwer­
punkt auf verteilungspolitische Maß­
nahmen und den Ausbau der „sozia­
len Dimension“ der Gemeinschaft zu 
legen. Es gilt, das Produkt selbst zu 
steigern. Hierbei ist Wettbewerb zwi­
schen unterschiedlichen wirtschafts­
politischen Konzeptionen nützlich.

Daß dieser Wettbewerb sich auch 
künftig in einem vorhersehbaren, mit 
Preisstabilität zu vereinbarenden 
monetären Rahmen vollzieht, dafür 
bietet die wachsende Unabhängig­
keit der Zentralbanken eine gute Ge­
währ. Hier hat sich die Konkurrenz 
der Systeme bereits positiv ausge­
wirkt. Nun gilt es, den Beschlüssen 
von Kolding Taten folgen zu lassen 
und die wechselkurspolitische Ko­
operation wieder glaubwürdig zu ma­
chen. Weder das Festhalten an star­
ren Leitkursen noch kompetitive Ab­
wertungen sind auf die Dauer tragfä­
hige ökonomische Strategien. Die 
nächsten Jahre werden darüber ent­
scheiden, ob nach den formellen 
auch die materiellen Voraussetzun­
gen für die Währungsunion geschaf­
fen werden können. Ohne monetäre 
Stabilität kann die Überwindung der 
Wachstumsschwäche, kann aber 
auch der Übergang zur Währungs­
union nicht gelingen.

280 WIRTSCHAFTSDIENST 1993/VI


